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A  Art und Umfang der Lehrveranstaltungen
Leistungskontrollen

l. Grundstudium

Vollstreckungsrecht/Mobiliarvollstreckungsrecht
Vorlesung 80 Lehrveranstaltungsstunden

Ubung 30 Lehrveranstaltungsstunden
Leistungskontrolle: Klausur

Il. Hauptstudium

1. Insolvenzrecht

Vorlesung 66 Lehrveranstaltungsstunden

Ubung 20 Lehrveranstaltungsstunden
Leistungskontrolle: Klausur

2. Zwangsversteigerungsrecht

Vorlesung 60 Lehrveranstaltungsstunden

Ubung 80 Lehrveranstaltungsstunden
Leistungskontrolle: Klausur

3. Mobiliarvollstreckungsrecht

Vorlesung 26 Lehrveranstaltungsstunden

Ubung 8 Lehrveranstaltungsstunden




Lernziele und Stoffvermittlung

Grundstudium

Vorlesung und Ubung Vollstreckungsrecht/Mobiliarvollstreckung

Die Vorlesung dient der Einflhrung in das Vollstreckungsrecht einschliellich
des Insolvenzrechts. Die Vorlesung soll die Bedeutung und Funktion der
Zwangsvollstreckung sowie die Grundbegriffe des Vollstreckungsrechts als
Grundlagen fur die weiterfihrenden vollstreckungsrechtlichen Veranstaltun-
gen im Grundstudium und Hauptstudium | vermitteln.

Neben den allgemeinen vollstreckungsrechtlichen Prinzipien sollen die Stu-
dierenden einen Uberblick tiber die verschiedenen Vollstreckungsarten erhal-
ten und die strukturellen Gemeinsamkeiten und Unterschiede sowie die Ver-
kntpfungen mit dem materiellen Recht erfassen.

Vermittelt werden weitere und vertiefte Kenntnisse zur Einzelvollstreckung in
das bewegliche Vermdgen. Den Schwerpunkt bilden die fur die Aufgaben des
Rechtspflegers beim Vollstreckungsgericht erforderlichen Rechtskenntnisse.

Neben den vollstreckungsgerichtlichen Zustandigkeiten sollen die Studieren-
den vertiefte Kenntnisse der allgemeinen und besonderen Vollstreckungsvo-
raussetzungen, zum Verfahren der Pfandung von Forderungen und Rechten
und zu den vollstreckungsrechtlichen Grenzen erlangen.

Sie sollen Inhalt und Zusammenhang der vollstreckungsrechtlichen Normen er-
fassen und in die Lage versetzt werden, die erforderlichen Rechtsgrundlagen
sicher anzuwenden.

Die Vorlesung soll durch begleitende Lehrmaterialien, Skripte oder Lehrbu-
cher unterstutzt werden, um eine Vorbereitung und Nachbereitung des Vorle-
sungsstoffes zu ermdglichen.

In der Ubung werden die in der Vorlesung erworbenen Kenntnisse anhand
exemplarischer Falle vertieft und erganzt. Neben Rechtskenntnissen werden
insbesondere auch methodische Kenntnisse vermittelt.

Es sollen insbesondere folgende fur die Rechtspflegertatigkeit erforderliche
Kernbereiche vertieft werden:

+ Umfang der Vermdégenshaftung des Schuldners, die Rechte Dritter
sowie die Rechtsbehelfe im Zwangsvollstreckungsverfahren,




-4 -

* Forderungspfandung mit den Schwerpunkten der Lohn- und Konten-
pfandung,
+ Vollstreckungshindernisse und Vollstreckungsschutz.

Die Studierenden sollen die Fahigkeit erlangen, vollstreckungsrechtliche Falle
tatsachlich und rechtlich zu erfassen und vertretbare und sachgerechte L6-
sungen zu entwickeln.

Sie sollen mit dem Vollstreckungsverfahren und den entsprechenden Rechts-
grundlagen so vertraut sein, dass sie die Aufgaben des Rechtspflegers beim
Vollstreckungsgericht insbesondere im Bereich der Forderungspfandung selb-
standig wahrnehmen kdnnen. Nicht Gegenstand der Lehrveranstaltungen des
Grundstudiums sind hingegen die Zwangsvollstreckung

* in Rechte an Grundstlicken und sonstige Vermdgensrechte (u. a.
Miet- und Pachtforderungen, Grundpfandrechte, Anwartschafts-
rechte),

» zur Erzwingung der Vornahme von Handlungen, Duldungen und Un-
terlassungen,

* im Beitrittsgebiet der EU sowie

* Vollstreckungsschutz gem. § 765a ZPO.

Die Ubung bereitet des Weiteren auf die schriftlichen Leistungsnachweise vor.

Hauptstudium

. Insolvenzrecht

a) Vorlesung

Die Vorlesung im Hauptstudium knupft an die Veranstaltung zum Vollstre-
ckungsrecht im Grundstudium an und soll weitere Kenntnisse Uber das Insol-
venzrecht vermitteln. Da insolvenzrechtliche Kenntnisse nicht nur fir die Ta-
tigkeit des Rechtspflegers beim Insolvenzgericht erforderlich sind, erstreckt
sich die Vermittlung des Insolvenzrechts auf alle insolvenzrechtlichen Berei-
che.

In der Vorlesung sollen Inhalt und Zusammenhang der insolvenzrechtlichen
Bestimmungen mit dem Verfahrensablauf dargestellt und deren Bedeutung im
Rahmen der Gesamt - und Einzelvollstreckung erortert werden.

Ziel der Vorlesung ist die Erlangung sicherer Kenntnisse. Den Studierenden
sollen der Gang des Insolvenzverfahrens, die Grundlagen des Verfahrens-
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rechts und die Stellung, Aufgaben und Rechte und Pflichten der Verfahrens-
beteiligten und deren Bedeutung fur die Tatigkeit des Rechtspflegers vermit-
telt werden.

Die Vorlesung soll durch begleitende Lehrmaterialien, Skripte oder Lehrbi-
cher unterstutzt werden, um eine Vorbereitung und Nachbereitung des Vorle-
sungsstoffes zu ermdglichen.

b) Ubung

In der Ubung sollen die in der Vorlesung erworbenen Kenntnisse in den fir
die Rechtspflegertatigkeit erforderlichen Kernbereichen mit den verfahrens-
rechtlichen Bezugen vertieft werden.

Anhand exemplarischer Fallgestaltungen werden neben Rechtskenntnissen
insbesondere auch methodische Kenntnisse vertieft.

Die Studierenden sollen befahigt werden, insolvenzrechtliche Falle tatsachlich
und rechtlich zu erfassen und vertretbare und sachgerechte Lésungen zu ent-
wickeln.

Sie sollen mit dem Insolvenzrecht so vertraut sein, dass sie die Aufgaben des
Rechtspflegers beim Insolvenzgericht selbstandig wahrnehmen kdnnen.

Daruber hinaus sollen die Studierenden die facherubergreifende Bedeutung
des Insolvenzrechts erkennen und anwenden konnen.

Die Ubung bereitet zugleich auf die schriftlichen Leistungsnachweise vor.

. Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermogen
Vorlesung und Ubung

In der Vorlesung sollen die drei Arten der Zwangsvollstreckung in das unbe-
wegliche Vermogen vermittelt werden, und zwar

* Eintragung einer Sicherungshypothek einschlielRlich Arrestvollzie-
hung durch Eintragung einer Arresthypothek abschlie3end,

+ wahrend Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung in ihrem re-
gelmaligen Ablauf dargestellt werden sollen. Eine Vertiefung und Er-
weiterung hinsichtlich besonderer Verfahren bleibt der Ubung vorbe-
halten.
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Ziel der Vorlesung ist es, die Studierenden zu befahigen, die vollstreckungs-
rechtlichen Rechtsgrundlagen mit den verfahrensrechtlichen Erfordernissen
im Kontext zum materiellen Grundstlcksrecht zu erfassen.

Zugleich soll das Verstandnis der Studierenden fur die wirtschaftliche und so-
ziale Bedeutung dieser Verfahren geweckt und geférdert werden, verfas-
sungsrechtliche Aspekte der Zwangsversteigerung sollen einbezogen werden.

Die Vorlesung soll durch Lehrmaterialien, Skripte oder Lehrbucher unterstutzt
werden, um eine Vor- und Nachbereitung des Vorlesungsstoffes zu ermaégli-
chen.

In der Ubung werden die in der Vorlesung erworbenen Kenntnisse zum Ver-
fahren der Zwangsversteigerung und der Zwangsverwaltung anhand exemp-
larischer Fallgestaltungen vertieft und erganzt. Darlber hinaus sollen die

Zwangsversteigerung mehrerer Grundsticke in demselben Verfahren sowie

das Zwangsversteigerungsverfahren zum Zwecke der Aufhebung der Gemein-
schaft in Fallgestaltungen behandelt und die Besonderheiten der Zwangsver-
steigerung in Insolvenzverfahren erértert werden.

Die Studierenden sollen die Fahigkeit erlangen, die Verfahren in der Praxis
tatsachlich und rechtlich zu erfassen sowie vertretbare und sachgerechte Lo-
sungen zu entwickeln.

Die Ubung bereitet zugleich auf die schriftlichen Leistungsnachweise vor.



. Mobiliarvollstreckungsrecht
Vorlesung und Ubung

Die Vorlesung baut auf den Lehrveranstaltungen des Grundstudiums sowie
der berufspraktischen Studienzeit | auf und soll dartber hinaus einen Uber-
blick Uber die Zwangsvollstreckung

* in Rechte an Grundstlicken und sonstige Vermdgensrechte,

» zur Erzwingung der Vornahme von Handlungen, Duldungen und Un-
terlassungen,

* im Beitrittsgebiet der EU sowie

* Vollstreckungsschutz gem. § 765a ZPO.

vermitteln.

Des Weiteren soll die Vorlesung einen Uberblick tiber die grenziiberschrei-
tende Zwangsvollstreckung im Beitrittsgebiet der europaischen Union vermit-
teln, insbesondere

+ die Behandlung europaischer Vollstreckungstitel,
» europaische Kontopfandung.

Die Vorlesung soll durch begleitende Lehrmaterialien, Skripte oder Lehrbi-
cher unterstutzt werden, um eine Vorbereitung und Nachbereitung des Vorle-
sungsstoffes zu ermdglichen.

In der Ubung werden die in der Vorlesung erworbenen Kenntnisse anhand
exemplarischer Falle vertieft und erganzt. Neben Rechtskenntnissen werden
insbesondere auch methodische Kenntnisse vermittelt.

Die Studierenden sollen die Fahigkeit erlangen, vollstreckungsrechtliche Falle
tatsachlich und rechtlich zu erfassen und vertretbare und sachgerechte Lo6-
sungen zu entwickeln.

Die Ubung bereitet des Weiteren auf die schriftlichen Leistungsnachweise ins-
besondere die Abschlussprufungen vor.
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Inhalte der Lehrveranstaltungen

l. Grundstudium — Vorlesung und Ubung allgemeines Volistre-

ckungsrecht/Mobiliarvollstreckung

In Vorlesung und Ubung soll ein Uberblick iber das gesamte Vollstreckungsrecht so-
wie eine Vertiefung in den Kernbereichen der Rechtspflegertatigkeit vermittelt werden.

Vertiefungsstufen:

A

Die mit der Kategorie A gekennzeichneten Lehrinhalte dienen der Einflhrung
in das Zwangsvollstreckungs- und Insolvenzrecht oder betreffen Randbereiche
der Rechtspflegertatigkeit. Die Studierenden sollen in diesen Bereichen nur ei-
nen kurzen Uberblick erhalten, eine allgemeine Einordnung in das rechtliche
System vornehmen kénnen und Kenntnis der grundlegenden rechtlichen Re-
gelungen erhalten. Es genulgt eine allgemeine Orientierung, eine detaillierte
Kenntnis einzelner Regelungen ist nicht erforderlich.

Die mit der Kategorie B gekennzeichneten Lehrinhalte bilden nicht den Schwer-
punkt der Rechtspflegertatigkeit, haben aber einen direkten und engen Bezug
zu den Tatigkeitsfeldern. Gefordert werden hier eingehendere Kenntnisse der
rechtlichen Grundlagen.

Die mit der Kategorie C gekennzeichneten Lehrinhalte sind dem Kernbereich
der Rechtspflegertatigkeiten zuzuordnen. Gefordert werden in diesem Bereich
genaue Kenntnisse der rechtlichen Regelungen und die Fahigkeit, sie auf ein-
fache Sachverhalte anzuwenden.

Eine komplexere Vertiefung dieser Bereiche erfolgt erst im Hauptstudium |I.

Begriff und Funktion der Zwangsvollstreckung Kat. A

Justizgewahrungs- und Vollstreckungsanspruch
Verfahren zur Durchsetzung von Glaubigerrechten
Uberblick liber die Vollstreckungsarten

Grundsatz der unbeschrankten Haftung

1.4.1 Vermogen des Schuldners

1.4.2 Sozialschutz fur den Schuldner

[ N (P [ N
B =
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Rechtsquellen Kat. A

2.1.  Aufbau und Systematik des Achten Buches der ZPO
2.2. Zwangsversteigerungsgesetz

2.3. Insolvenzordnung

2.4. Rechtspflegergesetz

Die vollstreckbaren Anspriiche und Vollstreckungsobjekte Kat. A

3.1. Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen

3.2. Zwangsvollstreckung wegen Anspruchen auf Herausgabe,
Vornahme von Handlungen und Unterlassungen

3.3. Vollstreckungsobjekte
3.3.1. Vollstreckung in bewegliche Sachen
3.3.2. Vollstreckung in Forderungen
3.3.3. Vollstreckung in das unbewegliche Vermogen
3.3.4. Vollstreckung in sonstige Rechte

Verfahrensbeteiligte Kat. B

4.1. Glaubiger und Schuldner
4.2. Gerichtsvollzieher

4.3. Vollstreckungsgericht
4.4. Prozessgericht

4.5. Grundbuchgericht

Verfahrensgrundsitze: Besonderheiten des Vollstreckungsrechts Kat. B

5.1. Dispositionsgrundsatz

5.2. Amts- und Parteibetrieb

5.3. Beibringungsgrundsatz und Amtsermittlung durch den
Gerichtsvollzieher im Pfandungsverfahren

5.4  rechtliches Gehor

5.5 Maundlichkeit und Schriftlichkeit

5.6  Offentlichkeit als Ausnahme

5.7  Grundsatz der Vollstreckungsbeschleunigung

5.8. Prioritatsgrundsatz in der Einzelvollstreckung

Die Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung Kat. C
6.1. Vollstreckungstitel
6.1.1. Arten

6.1.1.1. Endurteile

6.1.1.2. Prozessvergleiche

.3. Notarielle Urkunden

4. Weitere Titel des § 794 | ZPO
.5. Sonstige Titel

.6.

6.1.1
6.1.1
6.1.1.5. 8

6.1.1.6. Auslandische Titel



6.2.

6.3.

6.4.

6.5.
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6.1.2. Parteien

6.1.3. Inhalt und Umfang der Vollstreckung

6.1.4. Mehrheit von Titeln

6.1.5. Verlust des Titels

Vollstreckungsklausel

6.2.1. Erfordernis

6.2.2. Arten

6.2.3. Verfahren zur Klauselerteilung

Zustellung

6.3.1. Notwendigkeit und Verfahren der Zustellung
6.3.1.1. des Titels
6.3.1.2. der Klausel

6.3.2. Zustellungsmangel und deren Heilung

Besondere Vollstreckungsvoraussetzungen

6.4.1. Eintritt eines Kalendertages

6.4.2. Nachweis der Sicherheitsleistung

6.4.3 Sicherungsvollstreckung gem. § 720a ZPO
6.4.3.1. vorlaufig vollstreckbare Urteile
6.4.3.2. Nachweis der Sicherheitsleistung; Wartefrist, § 750 I

ZPO

6.4.3.3. Abwendungsbefugnis des Schuldners

6.4.4 Wartefrist gem. § 798 ZPO

6.4.5. Zug um Zug Leistungen

Vollstreckungshindernisse

6.5.1. Beschrankung oder Einstellung der Zwangsvollstreckung
nach § 775 ZPO

6.5.2. insolvenzbedingte Vollstreckungshindernisse

6.5.3. Vollstreckungsvertrage

Zwangsvollstreckung durch den Gerichtsvollzieher Kat. B

7.1.
7.2.

7.3.

Verfahrensvoraussetzungen
Verfahrensablauf
7.2.1. Vollstreckung wegen Geldforderungen
7.2.1.1. Umfang und Beschrankungen
7.2.1.2. Vollstreckungsschutz
7.2.1.3. Durchsuchung der Wohnung
7.2.2. Herausgabevollstreckung
7.2.2.1. Bewegliche Sachen
7.2.2.2. Unbewegliche Sachen
7.2.2.3. Rdumungsschutz — Frist nach § 721 ZPO /
Vollstreckungsschutz nach § 765 a ZPO (Uberblick)
Uberblick Vermoégensauskunft
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Die Vollstreckung in Forderungen Kat. C

8.1. Die Forderungspfandung im Unterschied zur Vollstreckung in
kérperliche Gegenstande
8.1.1. Rangverhaltnis mehrerer Pfandungen
8.1.2. Einbindung des Drittschuldners in das
Pfandungssystem
8.1.3. Uberweisungsbeschluss als Verwertungsakt
8.2.  Abgrenzung zur Immobiliarvollstreckung

Die Pfandung des Arbeitseinkommens Kat. C

9.1. Grundzuge der Lohn- und Gehaltspfandung
9.1.1. Umfang der Antragsprifung
9.1.2. Inhalt des Pfandungsbeschlusses
9.1.3. Wirksamwerden der Pfandung, Vollpfandung/
Teilpfandung
9.1.4. Arten der Uberweisung
9.2. Stellung und Pflichten des Drittschuldners
9.3. Die Vorpfandung
9.4. Pfandungsschutz fur Arbeitseinkommen
9.4.1. Berechnung des pfandbaren Einkommens
9.4.2. Steuern, Sozialabgaben, Zuschlage
9.4.3. Unpfandbare und bedingt pfandbare Beziige
9.4.4. Pfandungsgrenzen
9.4.5. Einmalige Bezuge, verschleiertes Arbeitseinkommen
9.5. Zusammentreffen von Abtretungen und Pfandungs- und
Uberweisungsbeschliissen
9.5.1. Tarifrechtliche Abtretungsverbote
9.5.2. Lohnabschlage
9.5.3. Vorschuss
9.5.4. Arbeitgeberdarlehen
9.6. Die Lohnpfandung durch Unterhaltsglaubiger
9.6.1. Der Sockelbetrag als notwendiger Unterhalt
9.6.2. Vorrats- und Dauerpfandung
9.6.3. Mehrere Unterhaltsberechtigte
9.6.4. Zusammentreffen von normaler und strenger
Lohnpfandung
9.7. Mehrere Arbeitseinkommen
9.7.1. Zusammenrechnung
9.7.2. Berucksichtigung mitverdienender Familienangehaoriger
9.8. Anderung des unpfandbaren Betrages oder der
Pfandbarkeitsvoraussetzungen
9.8.1. Antrage der Parteien
9.8.2. Glaubhaftmachung
9.8.3. Verfahren
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10. Die Pfandung von Sozialleistungen Kat. C
10.1. Die einzelnen Sozialleistungen
10.2. Einmalige und laufende Sozialgeldleistungen
10.3. Pfandungsschutz nach SGB
10.4. Zusammenrechnung
11. Die Kontenpfandung Kat. C
11.1. Pfandungsschutz fir Kontoguthaben
11.1.1.  Umfang der Kontopfandung
11.1.2.  Verwertungsbeschrankung
11.2. Pfandungsschutzkonto
11.2.1  Errichtung und Beendigung Pfandungsschutzkonto
11.2.2. Gemeinschaftskonten
11.2.3. dreistufiger Pfandungsschutz
11.2.3.1. pfandungsfreier Betrag
11.2.3.2. Erhohungsbetrage
11.2.3.3. Festsetzung der Erhdhungsbetrage durch das
Vollstreckungsgericht
11.2.4. Nachzahlung von Sozialleistungen
11.2.5. Festsetzung der Unpfandbarkeit von Kontoguthaben
12.  Rechtsbehelfe: Uberblick und Abgrenzung Kat. B
12.1. Vollstreckungserinnerung
12.2. Sofortige Beschwerde
12.3. Vollstreckungsgegenklage
12.4. Drittwiderspruchsklage
12.5. Klage auf vorzugsweise Befriedigung
13. Einstweiliger Rechtsschutz Kat. B
13.1. Arrest
13.1.1 Vollziehung
13.1.2 Besonderheiten gegenuber der Zwangsvollstreckung
13.1.3 Aufhebung der Arrestvollstreckung
13.2. Einstweilige Verfugung
13.2.1. Sicherungs-, Regelungs- und Leistungsverfligung
13.2.2. Vollzug der einstweiligen Verfugung
14. Kosten der Vollstreckung Kat. B

14.1. Haftung

14.2. Notwendigkeit
14.3. Erstattungsanspruch
14.4. Festsetzung
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15. Insolvenzverfahren (Uberblick) Kat. B
15.1. Ziele des Insolvenzverfahrens
15.2. Gegenuberstellung Einzelzwangsvollstreckung und Gesamtvollstre-
ckung
15.3. Verfahrensbeteiligte
15.3.1. Schuldner
15.3.2. Insolvenzglaubiger, Masseglaubiger
15.3.3. Insolvenzgericht
15.3.4. Insolvenzverwalter
15.4. Eroffnung des Insolvenzverfahrens
15.4.2. Insolvenzgrund
15.4.3. Kostendeckende Masse
15.4.4. Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens
15.4.5. SicherungsmalRnahmen
15.4.6. Eréffnungsbeschluss und dessen Wirkung
15.5. Wirkung der Insolvenzeroffnung
15.5.1. Beschlagnahme der Insolvenzmasse
15.5.2. Massebegriff
15.5.3. Ubergang des Verwaltungs- und Verfiigungsrechts auf den In-
solvenzverwalter/Verfugungsverbot des Schuldners
15.5.4. Vollstreckungsverbote
15.5.5. Ausschluss sonstigen Rechtserwerbs
15.6. Ubersicht Giber den weiteren Verfahrensablauf
15.6.1. Glaubigerversammlungen
15.6.2. Verwaltung und Verwertung der Insolvenzmasse
15.6.3. Befriedigung der Insolvenzglaubiger und Verfahrensbeendi-
gung
15.6.4. Verfahrensbeendigung
15.6.4.1. Aufhebung des Verfahrens
15.6.4.2. Einstellung des Verfahrens mangels Masse
15.6.4.3. Einstellung des Verfahrens wegen Masseunzulanglich-
keit
15.7. Insolvenzplan und Eigenverwaltung im Uberblick
15.8. Restschuldbefreiung

15.8.1. Antrage
15.8.2. Eingangsentscheidung des Insolvenzgerichts
15.8.3. Obliegenheiten des Schuldners wahrend der Dauer der Abtre-
tungserklarung
15.8.4. Durchfuhrung des Verfahrens
15.8.5. Rechtsstellung des Treuhanders
15.8.6. Versagung der Restschuldbefreiung
15.9.6.1. wahrend des Insolvenzverfahrens
15.9.6.2. wahrend der Restlaufzeit der Abtretungsfrist
15.8.7. Erteilung der Restschuldbefreiung
15.9.7.1. nach Ablauf der Abtretungsfrist
15.9.7.2. vor Ablauf der Abtretungsfrist
15.8.8. Wirkung der Restschuldbefreiung
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15.8.9. Widerruf der Restschuldbefreiung

15.9. Verbraucherinsolvenzverfahren und sonstige Kleinverfahren
15.9.1. Anwendungsbereich
15.9.2. ,Dreistufenmodell*

15.9.2.1. aullergerichtliches Schuldenbereinigungsver-
fahren

15.9.2.2. gerichtliches Schuldenbereinigungsverfahren

15.9.2.3. Durchfihrung des vereinfachten Insolvenzver-
fahrens

15.10. Insolvenzplan (Definition)

Hauptstudium

1. Insolvenzrecht

Vorlesung und Ubung

In der Vorlesung soll - anschlieRend an die Lehrveranstaltungen im Grundstudium -
ein vertiefender Uberblick Uber das gesamte Insolvenzrecht vermittelt werden. In den
Kernbereichen der Rechtspflegertatigkeit erfolgt eine weitergehende Vertiefung in der
anschlieRenden Ubung.

Vertiefungsstufen:

A

Die mit der Kategorie A gekennzeichneten Lehrinhalte dienen der Einfihrung
in das Insolvenzrecht oder betreffen Randbereiche der Rechtspflegertatigkeit.
Die Studierenden sollen in diesen Bereichen nur einen kurzen Uberblick erhal-
ten, eine allgemeine Einordnung in das rechtliche System vornehmen kénnen
und Kenntnis der grundlegenden rechtlichen Regelungen erhalten.

Es genugt eine allgemeine Orientierung, eine detaillierte Kenntnis einzelner Re-
gelungen ist nicht erforderlich.

Die mit der Kategorie B gekennzeichneten Lehrinhalte bilden nicht den Schwer-
punkt der Rechtspflegertatigkeit, haben aber einen direkten und engen Bezug
zu den Tatigkeitsfeldern. Gefordert werden hier eingehendere Kenntnisse der
rechtlichen Grundlagen.

Die mit der Kategorie C gekennzeichneten Lehrinhalte sind dem Kernbereich
der Rechtspflegertatigkeiten zuzuordnen. Gefordert werden in diesem Bereich
genaue Kenntnisse der rechtlichen Regelungen und die Fahigkeit, sie auf ein-
fache Sachverhalte anzuwenden.

Eine komplexere Vertiefung dieser Bereiche erfolgt in der Ubung.
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1. Das Insolvenzeroéffnungsverfahren (Anschluss an LVS GS) Kat. A

2. Insolvenzmasse (Anschluss an LVS GS) Kat. C

3. Verfahrensbeteiligte und Glaubigerorgane (Anschluss an LVS GS) Kat. C

3.1. Insolvenzglaubiger
3.2. Masseglaubiger
3.3. Absonderungsberechtigte
3.4. Aussonderungsberechtigte
3.5. Insolvenzverwalter
3.5.1. Rechtsstellung
3.5.2. Aufgaben
3.5.3. Aufsicht durch Insolvenzgericht
3.5.4. Vergutung (Grundlagen)
3.6. Glaubigerversammlung
3.7. Glaubigerausschuss

4. Wirkung der Insolvenzeroffnung (Vertiefung) Kat. C

4.1. Beschlagnahme der Insolvenzmasse

4.2. Aussonderung massefremder Gegenstande

4.3. Ubergang des Verwaltungs- und Verfligungsrechts auf den Insolvenzverwal-
ter/Verflgungsverbot des Schuldners

4.4. Unterbrechung von Verfahren mit Massebezug

4.5. Ausschluss sonstigen Rechtserwerbs

4.6. Vollstreckungsverbote

4.7. Ruckschlagsperre

4.8. Wirkung auf bestimmte Rechtsverhaltnisse
4.8.1. Erloschen und Fortbestehen bestimmter Rechtsverhaltnisse
4.8.2. Wahlrecht des Insolvenzverwalters
4.8.3. Beschrankungen des Wahlrechts

4.9. Insolvenzanfechtung

4.10. Aufrechnung in der Insolvenz

5. Verwaltung und Verwertung der Insolvenzmasse Kat. C

5.1. Berichtstermin

5.1.1. Ablauf des Berichtstermins

5.1.2. Entscheidungen der Glaubigerversammlung

5.1.3. Stimmrechte und Stimmrechtsentscheidung des Insolvenzgerichts
5.2. Verwertung der Insolvenzmasse

5.2.1. Zustimmungserfordernisse

5.2.2. Verwertungsbefugnis bei Absonderungsrechten
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5.2.2. Erlosverteilung

6. Forderungsfeststellung Kat. C

6.1. Forderungsanmeldung

6.2. Ablauf Prifungstermin

6.3. Feststellungsverfahren, Klarung streitiger Forderungen
6.4. Schuldnerwiderspruch

6.5. Insolvenztabelle

7. Befriedigung der Insolvenzglaubiger Kat. C

7.1. Verteilungsverzeichnis
7.1.1. Berucksichtigung der Forderungen
7.1.2. Einwendungen

7.2. Verteilungen durch den Insolvenzverwalter
7.2.1. Abschlagsverteilung
7.2.2. Schlussverteilung
7.2.3. Nachtragsverteilung

8. Verfahrensbeendigung Kat. C

8.1. Schlusstermin
8.2. Aufhebung des Verfahrens
8.3. Einstellung des Verfahrens
8.3.1. mangels Masse
8.3.2. wegen Masseunzulanglichkeit
8.3.3. wegen Wegfalls des Eréffnungsgrundes
8.3.4. mit Zustimmung der Glaubiger

9. Insolvenzplan Kat. A

9.1. Uberblick Insolvenzplanverfahren
9.2. Wirkungen des Insolvenzplans
9.3. Vollstreckung aus dem Plan

10. Eigenverwaltung Kat. A

11. Restschuldbefreiung Kat. C

11.1. Bedeutung und Anwendungsbereich
11.2. Voraussetzungen
11.2.1. Antrage des Schuldners
11.2.2. Abtretung pfandbarer Bezlige
11.2.3. Eingangsentscheidung des Insolvenzgerichts
11.3. Rechtsstellung des Treuhanders
11.4. Obliegenheiten des Schuldners wahrend der Restlaufzeit der Abtretungsfrist
11.5. Versagung der Restschuldbefreiung
11.5.1. Versagungsantrage und —grunde wahrend des Insolvenzverfahrens
11.5.2. Versagungsantrage und —grinde wahrend der Restlaufzeit der Abtre-
tungsfrist
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11.6. Erteilung der Restschuldbefreiung
11.6.1. Nach Ablauf der Abtretungsfrist
11.6.2. Moglichkeiten der vorzeitigen Restschuldbefreiung
11.6.3. Wirkung der Restschuldbefreiung
11.6.4. Ausgenommene Forderungen
11.7. Widerruf der Restschuldbefreiung

12. Verbraucherinsolvenzverfahren Kat. C

12.1. Anwendungsbereich

12.2. Auldergerichtlicher Schuldenbereinigungsversuch

12.3. Eréffnungsantrag und Planvorlage durch den Schuldner
12.4. Insolvenzantrag eines Glaubigers

12.5. Ruhen des Verfahrens

12.6. Gerichtlicher Schuldenbereinigungsversuch

12.7. Annahme, Feststellung bzw. Scheitern des Plans

12.8. Wirkungen des angenommenen Plans

12.9. Uberblick (iber erdffnetes Verbraucherinsolvenzverfahren

b) Ubung

In der Ubung werden einzelne Themenbereiche anhand von exemplarischen Fallen
vertiefend behandelt.

Die Lehrveranstaltung dient der Vertiefung der Rechtskenntnisse in den Kernberei-
chen der Rechtspflegertatigkeit (Kat. C) und der Vorbereitung auf die schriftlichen
Leistungsnachweise. Unterschiedliche Vertiefungsstufen bestehen nicht.

SchwerpunktmaRig sollen folgende Themenbereiche erfasst werden:

1. Wirkung von Sicherungsmafinahmen und der Insolvenzeroffnung

2. Rechtsstellung der Glaubiger unter Berticksichtigung ihrer Sicherungsrechte,
der Abwicklung schwebender Rechtsgeschafte, sowie der Insolvenzanfechtung
und der Aufrechnung in der Insolvenz

3. Aufgaben und Entscheidungen des Insolvenzgerichts, insbesondere bzgl. der
Insolvenzmasse, der Stimmrechte, der Leitung der Glaubigerversammlungen,
der Verteilungen, der Verfahrensaufhebung, der Restschuldbefreiung, der Auf-
sicht Uber den Insolvenzverwalter/Treuhander
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2. Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermogen

a) Vorlesung

Die Vorlesung zum Zwangsvollstreckungsrecht in das unbewegliche Vermogen dient
insgesamt der Vermittlung und Vertiefung von Rechtskenntnissen in den Kern-
bereichen der Rechtspflegertatigkeit. Die Lehrinhalte unterliegen deshalb insge-
samt der Vertiefungsstufe C:

Gefordert werden in diesem Bereich genaue Kenntnisse der rechtlichen Regelungen
und die Fahigkeit, sie auf einfache Sachverhalte anzuwenden.

Eine weitergehende Vertiefung erfolgt in der anschlieBenden Ubung.

Zum Inhalt der Vorlesung im Einzelnen:

1. Einfuhrung in die Immobiliarvollstreckung

1.1.

1.2.

1.3.

Rechtsquellen
Wesen und Bedeutung
Gegenstande

2. Zwangshypothek/Arresthypothek

2.1.

2.2.

Zwangshypothek
2.1.1. Voraussetzungen
2.1.2. Entscheidung
+ Zuruckweisung
+ Aufklarungs- und/oder Zwischenverfligung
+ Eintragung
2.1.3. Rechtsmittel
2.1.4. Ubergang auf den Eigentiimer
2.1.5. Loschung
Arresthypothek
2.2.1. Voraussetzungen
2.2.2. Eintragung
2.2.3. Umwandlung in Zwangshypothek

3. Verfahrensgrundsatze und Verfahrensbeteiligte in der Zwangsversteige-

rung
3.1. Einzel- und Gesamtverfahren
3.2. Verfahrensbeteiligte
3.3. Amtsprinzip und Dispositionsmaxime
3.4. Deckungsprinzip
3.5. Ubernahmeprinzip
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3.7.
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Surrogationsprinzip
Rechtsmittelbeschrankung

4. Anordnung des Zwangsversteigerungsverfahrens, Zulassung des Bei-

tritts
4.1. Voraussetzungen
4.1.1. Dinglicher Anspruch
4.1.2. Personlicher Anspruch
4.2. Entscheidung Uber die Antrage
4.3. Bekanntgabe der Entscheidungen
4.3.1. Aligemein
4.3.2. Besonderheiten
4.4. Ersuchen um Eintragung des Zwangsversteigerungsvermerks
4.5. Kosten
4.6. Rechtsmittel
4.6.1. Allgemein
4.6.2. Besonderheiten
4.7. Rechtsfolgen der Entscheidung

4.7.1. Beschlagnahme
4.7.2. Veraullerungsverbot

5. Einstellung und Aufhebung des Verfahrens

5.1.
5.2.
5.3.
5.4.
5.5.
5.6.
5.7.

Einstellung auf Bewilligung des Glaubigers

Aufhebung bei Ricknahme des Versteigerungsantrages
Einstellung auf Antrag des Schuldners

Einstellung auf Antrag des Insolvenzverwalters
Vollstreckungsschutz nach § 765a ZPO

Fortsetzung des Verfahrens

Uberblick Uiber sonstige Einstellungsgriinde, die in der Ubung im Kontext

zum jeweiligen Verfahrensstand behandelt werden.

6. Vorbereitung des Versteigerungstermins

6.1.

6.2.

Festsetzung des Verkehrswertes

6.1.1. Definition

6.1.2. Ermittlung

6.1.3. Anhorung der Beteiligten

6.1.4. Festsetzung

6.1.5. Rechtsmittel

Terminsbestimmung

6.2.1. Inhalt

6.2.2. Bekanntmachung
6.2.2.1. Offentlichkeit
6.2.2.2. Beteiligte
6.2.2.3. Fristen und Rechtsfolgen der Nichtbeachtung
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6.2.3. Sonstige Mitteilungen
6.2.3.1. Offentlichkeit, § 40 Abs. 2 ZVG
6.2.3.2. Beteiligte, § 41 Abs. 2 ZVG

7. Stellung der Mieter und Pachter

8. Versteigerungstermin

8.1.
8.2.

8.3

8.4.

Gliederung des Termins
Erster Terminsabschnitt
8.2.1. Aufruf, Bekanntmachungen und Belehrungen
8.2.2. Geringstes Gebot und Versteigerungsbedingungen
8.2.2.1. Rangordnungen, §§ 10 Abs. 1, 11, 12 ZVG
8.2.2.2. Schematische Berechnungen des geringsten Gebots
8.2.2.3. Gesetzliche Versteigerungsbedingungen mit Hinweis auf
§ 59 ZVG
8.2.3. Berucksichtigung der Anspriche auf Anmeldung oder von Amts
wegen mit Hinweis auf Anmeldeausschluss
Zweiter Terminsabschnitt
8.3.1. Bietgeschaft
8.3.1.1. Gebotsabgabe allgemein
8.3.1.2. Gebotsabgabe durch Vertreter
8.3.1.3. Entscheidung uber das Gebot
8.3.2. Sicherheitsleistung
Dritter Terminsabschnitt
8.4.1. Verhandlung uber den Zuschlag
8.4.2. Entscheidung
8.4.2.1. Sofortige Zuschlagsentscheidung
8.4.2.2. Bestimmung eines Verkundungstermins

9. Entscheidung uiber den Zuschlag

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

Stellung des Meistbietenden

9.1.1. Allgemein

9.1.2. Abtretung des Meistgebots
9.1.3. Verdeckte Stellvertretung
Zuschlagserteilung

9.2.1. Entscheidung

9.2.2. Bekanntmachung

9.2.3. Rechtsfolgen

9.3.4. Rechtsmittel
Versagungsgrunde

9.3.1. Absolute Versagungsgrinde
9.3.2. Relative Versagungsgrunde
Zuschlagsversagung

9.4.1. Entscheidung
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9.4.2. Bekanntmachung

9.4.3. Rechtsfolgen
9.4.4. Rechtsmittel

10. Verteilung des Versteigerungserloses

10.1. Verteilungstermin

10.2. Teilungsplan
10.2.1. Aufstellung und Inhalt
10.2.2. Verhandlung
10.2.3. Einwendungen

10.3. Ausfuhrung des Teilungsplans
10.3.1. Zahlung des Erloses
10.3.2. Nichtzahlung des Erloses

11. Ersuchen um Berichtigung des Grundbuchs

12. Besonderheiten bei der Zwangsversteigerung von Erbbaurecht und
Raumeigentum

13. Zwangsverwaltung

13.1. Anordnung und deren Rechtsfolgen
13.2. Zwangsverwalter
13.2.1. Bestellung
13.2.2. Aufsicht
13.2.3. Vergutung
13.3. Teilungsplan
13.4. Aufhebung der Zwangsverwaltung
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b) Ubung

In der Ubung werden die in der Vorlesung erworbenen Rechtskenntnisse anhand
exemplarischer Falle vertieft und erweitert.

Themenschwerpunkte sind:

1. Geringstes Gebot und Zuschlagsentscheidung

1.1. Berucksichtigung aller Rangklassen aus § 10 Abs. 1 ZVG; Anmeldeer-
fordernis oder Aufnahme von Amts wegen, Beschlagnahmeunwirksam-
keit der Zwangshypothek

1.2. Betreiben mehrerer Glaubiger, Einstellung einzelner Glaubiger wahrend

der Bietstunde und nach Schluss der Versteigerung

Behandlung der Héchstbetragshypothek (Arresthypothek)

Auswirkung von Ranganderungen, Rangvorbehalt

Behandlung der Rechte in Abt. Il des Grundbuchs, Festsetzung von Zu-

zahlungsbetragen

1.6. Landesrechtliche Besonderheiten beim Altenteil, Doppelausgebot mit
Zuschlagsentscheidung

1.7. Versteigerung mehrerer Grundsticke in demselben Verfahren, Ausge-
botsarten, Zuschlagsentscheidungen

—_—
o

2. Teilungsplan und Ausfiihrung des Teilungsplans

2.1.  Anmeldeerfordernis oder Aufnahme von Amts wegen; Berutcksichtigung
samtlicher Rangklassen einschliellich § 110 ZVG, Héchstbetragshypo-
thek (Arresthypothek)

2.2. Verfahren bei Nichtzahlung des Versteigerungserléses; Besonderheiten
der Wiederversteigerung

2.3. Bestehenbleibensvereinbarung

2.4. Zuzahlungen und Wertersatz, Hilfszuteilungen

2.5. Gesetzlicher Léschungsanspruch mit Vormerkungswirkung, Rulckge-
wahrsanspruche, Pfandungen

2.6. Erlésverteilung nach § 112 ZVG beim Zuschlag auf das Gesamtmeist-
gebot bei der Zwangsversteigerung mehrerer Grundsticke und der Be-
ricksichtigung von Gesamtrechten, § 122 ZVG

3. Entscheidungen

3.1.  Einstellung oder Aufhebung nach ergebnislosem Termin
3.2. Einstellung nach §§ 775, 776 ZPO

3.3. Einstellung nach § 75 ZVG

3.4. Zuschlagsversagung nach § 85a Abs. 1 ZVG

3.5. Zuschlagserteilung nach § 85a Abs. 3 ZVG

3.6. Zuschlagsversagung nach § 74a Abs. 1 ZVG

3.7. Entscheidung bei Freigabe von Zubehor
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Besondere Zwangsversteigerungsverfahren

4.1. Zwangsversteigerung in Insolvenzverfahren, § 172 ZVG
4.2. Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft
4.2.1. Voraussetzungen einschlieBlich der Antragstellung durch einen
Pfandungsglaubiger
4.2.2. Einstellungsvoraussetzungen
4.2.3. Geringstes Gebot mit Ausgleichsbetrag und Teilungsplan bei der
Bruchteilsgemeinschaft mit Erlésuberschuss fur die Miteigentu-
mer

Zwangsverwaltungsverfahren - Besonderheiten bei der Aufstellung des
Teilungsplans




3.
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Mobiliarvollstreckungsrecht

a) Vorlesung und Ubung

In der Vorlesung sollen Uber die im Grundstudium vermittelten Kenntnisse hinaus be-
sondere Vollstreckungsarten und internationale Bezlge in der Zwangsvollstreckung
vermittelt werden.

Zur Vertiefung der Vorlesungsinhalte werden die Lehrveranstaltungen von einer
Ubung begleitet, die zugleich auf die Leistungsnachweise vorbereitet.

Vertiefungsstufen:

A

Die mit der Kategorie A gekennzeichneten Lehrinhalte dienen der Einfihrung
in das Vollstreckungsrecht oder betreffen Randbereiche der Rechtspflegerta-
tigkeit. Die Studierenden sollen in diesen Bereichen nur einen kurzen Uberblick
erhalten, eine allgemeine Einordnung in das rechtliche System vornehmen kon-
nen und Kenntnis der grundlegenden rechtlichen Regelungen erhalten. Es ge-
nigt eine allgemeine Orientierung, eine detaillierte Kenntnis einzelner Rege-
lungen ist nicht erforderlich.

Die mit der Kategorie B gekennzeichneten Lehrinhalte bilden nicht den Schwer-
punkt der Rechtspflegertatigkeit, haben aber einen direkten und engen Bezug
zu den Tatigkeitsfeldern. Gefordert werden hier eingehendere Kenntnisse der
rechtlichen Grundlagen.

Die mit der Kategorie C gekennzeichneten Lehrinhalte sind dem Kernbereich
der Rechtspflegertatigkeiten zuzuordnen. Gefordert werden in diesem Bereich
genaue Kenntnisse der rechtlichen Regelungen und die Fahigkeit, sie auf ein-
fache Sachverhalte anzuwenden.

Eine komplexere Vertiefung dieser Bereiche erfolgt in der Ubung.

Die Pfandung anderer Forderungen und Rechte und besonderer
Vermogensmassen Kat. C

1.1 Die Zwangsvollstreckung in
1.1.1. Sparguthaben
. Wertpapiere
. Versicherungsforderungen
. Steuererstattungsanspriche
Miet- und Pachtforderungen
fa ndung von Auseinandersetzungsansprichen
.2.1. Bruchteils- und Gesamthandseigentum
1.2.2. Gesellschaftsanteile

Ao
U'I-bool\)

1.2.

Q:

1.
1.
1.
1.
P
1
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1.2.3. Genossenschaft

1.2.4. Verein

Pfandung von Grundpfandrechten

1.3.1. Hypothekenforderung, Grundschuld

1.3.2. Reallast, Eigentumergrundschuld, Rickgewahrsanspruch und
Erlésanspruch

Zwangsvollstreckung in Anwartschaftsrechte

Vollstreckung in den Nachlass

Zwangsvollstreckung in Kryptowahrung

Zwangsvollstreckung in Internet-Domain

Das Erzwingen eines Verhaltens Kat. B

2.1.

2.2

2.3

Zwangsvollstreckung zur Erwirkung von Handlungen

2.1.1. Vertretbare Handlung — unvertretbare Handlung

. Ermachtigung zur Ersatzvornahme

. Festsetzung von Zwangsgeld und Zwangshaft

. Erlass des Haftbefehls

. Die eidesstattliche Versicherung Burgerlichen Rechts und ihre
Erzwingung

Zwangsvollstreckung zur Erzwingung einer Duldung oder Unterlassung

2.2.1. Duldung und Unterlassung

2.2.2. Festsetzung von Ordnungsgeld und Ordnungshaft, wiederholtes

Zuwiderhandeln

Erzwingung der Abgabe einer Willenserklarung

2.3.1. Die Fiktion der Abgabe einer Willenserklarung

2.3.2. Vormerkung und Widerspruch

NDNDNDN
abbwdN

1.
1.
1.
1.

Besondere Verwertungsarten Kat. C

3.1.

3.2.

Das Verteilungsverfahren
3.1.1. Einleitungsvoraussetzungen
3.1.2. Teilungsplan
3.1.2.1. Aufstellung
3.1.2.2. Einwendungen
3.1.2.3. Ausflhrung
3.1.3. Verteilungsverfahren bei Zusammentreffen von Abtretungen und
Pfandungs- und Uberweisungsbeschliissen
3.1.4. Rangfolge
3.1.5. Wirkung der Vorpfandung
Anordnung anderer Verwertungsarten durch das Vollstreckungsgericht

Rechtsbehelfe: Vertiefung Kat. C

41.
4.2.

Nichtigkeit von Vollstreckungsakten
Anfechtbarkeit von Vollstreckungsakten
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4.3. Heilung fehlerhafter Vollstreckungsakte

4.4. Vollstreckungserinnerung

4.5. sofortige Beschwerde

4.6. Widerspruch gegen die Eintragungsanordnung
4.7  Vollstreckungsschutz im Rahmen des § 765a ZPO

Zwangsvollstreckung im Beitrittsgebiet der europdischen Union Kat. A

5.1 Uberblick europaische Vollstreckungstitel
5.2  Zwangsvollstreckung aus europaischen Vollstreckungstiteln
5.3 europaische Kontopfandung
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D Berufspraktische Studienzeit |

l. Ablauf und Lernziele

Die Studierenden sollen in der berufspraktischen Zeit | die Tatigkeit des Rechtspfle-
gers beim Vollstreckungsgericht kennenlernen. Sie sollen mit den Ablaufen am Ar-
beitsplatz des Rechtspflegers vertraut gemacht werden und Gelegenheit erhalten,
Falle unterschiedlicher Komplexitat selbstandig zu bearbeiten. Sie sollen hierdurch
ihre Kenntnisse vertiefen und die Fahigkeit erlangen, Falle aus den jeweiligen Dezer-
naten zu erfassen, die rechtlichen Probleme zu erkennen und zu vertretbaren und
sachgemalen Entscheidungen zu kommen.

Die Tatigkeiten bei der Zwangsvollstreckung durch Eintragung von Sicherungshypo-
theken lernen die Studierenden im Dezernat des Grundbuchrechtspflegers kennen.

ll. Ausbildungsinhalte

Mobiliarvollstreckung

. Pfandungs- und Uberweisungsbeschliisse
Pfandung Arbeitseinkommen, Kontopfandung, Pfandungsschutzkonto, Pfan-
dung Sozialleistung, privilegierter Pfandungszugriff

. Verfahren des Vollstreckungsschutzes
* Im Rahmen der Kontenpfandung
* In der Raumungsvollstreckung (vertiefende Lehrveranstaltung Hauptstu-
dium)
Méogliche Beteiligtenantrage (vgl. Arbeitseinkommen)

. Verteilungsverfahren (Behandlung erst im Hauptstudium)

. Auswirkungen von Sicherungsmalnahmen nach § 21 |l Nr.3 InsO und der
Insolvenzerdffnung im Zwangsvollstreckungsverfahren (vertieft erst im HS)
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E Berufspraktische Studienzeit Il

l. Ablauf und Lernziele

Die Studierenden sollen in der berufspraktischen Zeit Il die Tatigkeit des Rechtspfle-
gers beim Insolvenz- und Zwangsversteigerungsgericht kennenlernen. Sie sollen mit
den Ablaufen am jeweiligen Arbeitsplatz des Rechtspflegers vertraut gemacht werden
und die Mdglichkeit erhalten, Glaubigerversammlungen (schriftliche und mandliche)
und Termine des Versteigerungsgerichtes vorzubereiten und an ihnen ggfs. Teilzu-
nehmen.

Sie sollen hierdurch ihre Kenntnisse vertiefen und die Fahigkeit erlangen, Sachver-
halte zu erfassen, rechtliche Probleme zu erkennen und zu vertretbaren und sachge-
mafen Entscheidungen zu kommen.

Sie sollen auRerdem bei den Insolvenzsachen Einblick in die Schlussrechnungsle-
gung, die Kostenstundung und die Vergutungsfestsetzung erhalten, indem sie anhand
exemplarischer Fallakten an die Tatigkeiten des Rechtspflegers herangefiuhrt werden.
Die selbststandige Bearbeitung derartiger Sachverhalte ist nicht zu erwarten.

Die Tatigkeiten bei der Zwangsvollstreckung durch Eintragung von Sicherungshypo-
theken lernen die Studierenden im Dezernat des Grundbuchrechtspflegers kennen.

Il. Ausbildungsinhalte

1. Insolvenzsachen

e Vor- und Nachbereitung von Glaubigerversammlungen und ggfs. Leitung
einer Glaubigerversammlung

e Ggfs. Entscheidungen uber Stimmrechte und Einwendungen gegen das Ver-
teilungsverzeichnis

e Dokumentationen in der Insolvenztabelle

e Restschuldbefreiung - Belehrungen, Hinweise, Erteilung und sonstige Ent-
scheidungen

¢ Umgang mit Berichten des Insolvenzverwalters und sonstige Tatigkeiten im
Rahmen der Aufsicht Uber den Insolvenzverwalter

e Einfuhrung in die Schlussrechnungslegung des Insolvenzverwalters und de-
ren Prufung durch das Insolvenzgericht

e Befassung mit der Festsetzung der Insolvenzverwaltervergutung und der Kos-
tenstundung

e Zustimmung zur Schlussverteilung

e Ggfs. Anordnung einer Nachtragsverteilung

e Einstellung und Aufhebung des Verfahrens
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. Immobiliarvollstreckungssachen

Zwangsversteigerungsverfahren mit allen regelmallig anfallenden Entschei-
dungen von der Verfahrensanordnung bis zum Grundbuchersuchen nach Ab-
schluss des Verfahrens

Zwangsverwaltungsverfahren mit Aufstellung des Teilungsplans, Aufgaben
des Zwangsverwalters, Aufsicht Uber den Zwangsverwalter, Vergutungsfest-
setzung

Probleme bei der Aufhebung der Zwangsverwaltung aufgrund Zuschlags in
der Zwangsversteigerung

Versteigerungsverfahren zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinschaft mit
allen regelmalig anfallenden Entscheidungen

Nicht regelmaRig anfallende Verfahren soll den Studierenden anhand abge-
schlossener Akten unterbreitet werden.



	 In der Übung werden die in der Vorlesung erworbenen Kenntnisse anhand exemplarischer Fälle vertieft und ergänzt. Neben Rechtskenntnissen werden insbesondere auch methodische Kenntnisse vermittelt.
	 Es sollen insbesondere folgende für die Rechtspflegertätigkeit erforderliche Kernbereiche vertieft werden:
	• Umfang der Vermögenshaftung des Schuldners, die Rechte Dritter sowie die Rechtsbehelfe im Zwangsvollstreckungsverfahren,
	• Forderungspfändung mit den Schwerpunkten der Lohn- und Kontenpfändung,
	• Vollstreckungshindernisse und Vollstreckungsschutz.
	• in Rechte an Grundstücken und sonstige Vermögensrechte (u. a. Miet- und Pachtforderungen, Grundpfandrechte, Anwartschaftsrechte),
	• zur Erzwingung der Vornahme von Handlungen, Duldungen und Unterlassungen,
	• im Beitrittsgebiet der EU sowie
	• Vollstreckungsschutz gem. § 765a ZPO.
	• Eintragung einer Sicherungshypothek einschließlich Arrestvollziehung durch Eintragung einer Arresthypothek abschließend,
	• während Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung in ihrem regelmäßigen Ablauf dargestellt werden sollen. Eine Vertiefung und Erweiterung hinsichtlich besonderer Verfahren bleibt der Übung vorbehalten.
	• in Rechte an Grundstücken und sonstige Vermögensrechte,
	• zur Erzwingung der Vornahme von Handlungen, Duldungen und Unterlassungen,
	• im Beitrittsgebiet der EU sowie
	• Vollstreckungsschutz gem. § 765a ZPO.
	• die Behandlung europäischer Vollstreckungstitel,
	• europäische Kontopfändung.

